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Sämtliche Inhalte wurden mit größter Sorgfalt erstellt. Für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Inhalte können wir jedoch dennoch keine Gewähr übernehmen.
Setzen Sie sich daher v. a. bei komplexen und rechtlich heikeln Fragestellungen mit uns in Verbindung. Wir  freuen uns darauf, Sie auf Ihrem Weg zu begleiten.

Aktuelles aus dem Internationalen Steuerrecht

NEUES ZUR AUFTRAGGEBERHAFTUNG 
NACH §§ 67A – 67D ASVG

Werden ausländische Unternehmen mit 
der Erbringung von Bauleistungen in Ös-
terreich beauftragt, ist der/die inländische 
AuftraggeberIn verpflichtet, Auftragge-
ber-Haftungsbeiträge an das Dienstleis-
tungszentrum der Wiener Gebietskran-
kenkasse (DLZ) abzuführen. 

Bis dato bestand häufig das Problem, 
dass die einbehaltenen Auftragge-
ber-Haftungsbeiträge vom DLZ jedoch 
nicht angenommen wurden. Begrün-
det wurde dies stets mit der fehlenden 
inländischen Dienstgebernummer des 
ausländischen Werknehmers. Für den/
die inländische/n AuftragnehmerIn be-
stand damit das Risiko der jederzeiti-
gen potentiellen Haftbarkeit. Durch 
die Änderungen im 2. Sozialversiche-
rungs-Änderungsgesetz 2013 können 
ab 1. Jänner 2015 Haftungsbeiträge 
auch für ausländische WerknehmerIn-
nen ohne inländische Dienstgebernum-
mer haftungsbefreiend an das DLZ der  
Wiener GKK abgeführt werden.

NEUES ZUR ABZUGSTEUER  
NACH § 99 ABS. 1 Z 5 ESTG

Im Falle der Überlassung ausländi-
scher Arbeitskräfte nach Österreich, ist  
der/die inländische Beschäftige verpflich-
tet, die Abzugsteuer nach § 99 EStG im 
Ausmaß von 20 % des Gestellungsent-
geltes einzubehalten. 

Um diesen Einbehalt zu vermeiden, be-
steht die Möglichkeit, im Vorfeld der 
Überlassung beim Finanzamt Bruck Ei-
senstadt Oberwart einen generellen 
Befreiungsbescheid zu beantragen. Ab-
geändert zur ursprünglichen Vorgehens-
weise werden ab 1. Dezember 2014 Be-
freiungsbescheide für das Kalenderjahr 
2015 nur mehr als Individualbescheide 
je Beschäftigungsverhältnis ausgestellt. 
Dies bedeutet, dass der/die ausländische 
ÜberlasserIn, bezogen auf das konkrete 
Überlassungsverhältnis, zu einer namhaft 
zu machenden beschäftigen Person ei-
nen individuellen Befreiungsbescheid für 
2015 beantragen muss.

NEUES DOPPELBESTEUERUNGS- 
ABKOMMEN MIT TAIWAN

Das neue Doppelbesteuerungsabkommen 
zwischen Österreich und Taiwan ist ab  
1. Jänner 2015 anwendbar und ent-
spricht im Wesentlichen dem OECD-Stan-
dard. Für Bauausführungen und Monta-
gen sowie damit zusammenhängende 
Überwachungstätigkeiten gilt eine Be-
triebsstättenfrist von 6 Monaten. Für 
Dienstleistungen gilt ebenfalls eine Be-
triebsstättenfrist von 6 Monaten. 

Bei der Besteuerung der Arbeit- 
nehmerInnenbezüge besteht Steuer-
pflicht in Taiwan, wenn 

	 der Aufenthalt in Taiwan länger als 
183 Tage innerhalb von 12 Monaten 
beträgt, oder

	 die Vergütungen von einer taiwanesi-
schen Betriebsstätte eines öster- 
reichischen Unternehmens getragen 
werden, oder

	 die Vergütungen vom/von der 
taiwanesischen ArbeitgeberIn selbst 
getragen werden.

Im Falle einer eintretenden Steuer-
pflicht in Taiwan wendet Österreich die  
Befreiungsmethode an.


